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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur fünften Änderung der Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für färbende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen^), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie des Rates 70/359/EWG enthält eine 
Gemeinschaftsliste für färbende Stoffe. 

Seit Erlaß dieser Richtlinie sind maßgebende Ent- 
wicklungen in den Verfahren der toxikologischen 
Untersuchungen von Lebensmittelzusatzstoffen, ins- 
besondere hinsichtlich der Beurteilung und Auswer- 
tung biologischer und chemischer Daten erfolgt. 

Die Daten betreffend die gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit bestimmter gegenwärtig noch zugelas- 
sener Farbstoffe entsprechen nicht mehr den derzei- 
tigen Anforderungen. 

Diese Farbstoffe können deshalb nicht mehr län- 
ger zur Verwendung in Lebensmitteln zugelassen 
bleiben. 

Das folglich notwendig werdende Verbot muß in 
der Weise wirksam werden, daß der Schutz der 
öffentlichen Gesundheit gewährleistet ist und zu- 
gleich im Rahmen des Möglichen technologische und 
wirtschaftliche Störungen vermieden werden — 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 115 
vom 11. November 1962 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 157 
vom 18. Juli 1970, S. 36 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Anlagen I und III der Richtlinie vom 2. Okto- 

1962 werden wie folgt geändert; 

I Die nachstehend aufgeführten färbenden Stoffe 
! werden mit Wirkung vom 1. Januar 1977 gestri- 
chen; 

a) E 103 Chrysoin S 

b) E 105 Echtgelb 

c) Ein Orange GGN 

d) E 121 Orseille, Orcein 

e) E 125 Scharlach GN 

f) E 126 Ponceau 6 R 

g) E 130 Indanthrenblau 

h) E 152 Schwarz 7984 

i) E 181 gebrannte Schwarzerde. 

2. Lebensmittel, die einen oder mehrere der in 
Absatz 1 aufgeführten färbenden Stoffe enthalten, 
dürfen nach dem 1. Januar 1978 nicht mehr in 
Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, die ermächtigt sind, die Ver- 
wendung einer oder mehrerer der in Artikel 1 
Abs. 1 aufgeführten färbenden Stoffe in Lebens- 
mitteln bis zum 31. Dezember 1975 zu verbieten, 
können dieses Verbot über den genannten Zeitpunkt 
hinaus aufrechterhalten. 

I 

I Artike 1 3 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie zu den in Artikel 1 
j festgesetzten Zeitpunkten nachzukommen, und set- 
I zen die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten geriditet. 
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Begründung 


1. Seit Verabschiedung der Richtlinie^) sind signi- 
fikante Entwicklungen in den Verfahren der toxiko- 
logischen Untersuchung von Lebensmittelzusatzstof- 
fen und der Beurteilung und Auswertung biologi- 
scher und klinischer Informationen erfolgt. Ferner 
können die neuen Mitgliedstaaten auf Grund des 
Beitrittsvertrags bis zum 1. Dezember 1975 den 
Gebrauch von gewissen färbenden Stoffen, die sich 


3) Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. 115 vom 11. No- 
vember 1962), geändert durch 

— Richtlinie vom 25. Oktober 1965 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr, 178 vom 26. Ok- 
tober 1965, S. 279/65) 

— Richtlinie vom 4. Oktober 1967 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 263 vom 30. Ok- 
tober 1967, S. 4) 

— Richtlinie vom 20. Dezember 1968 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 vom 24. De- 
zember 1968, S. 24) 

— Richtlinie vom 13. Juli 1970 (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. L 157 vom 18. Juli 1970, 
S. 36) 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. August 1972 


auf der Gemeinschaftsliste befinden, nämlich E 103, 
E 105, E 111, E 121, E 125 und E 126 untersagen und 
bis zum 31. Dezember 1977 ihre Rechtsvorschriften, 
die die Anwendung von anderen nicht in der Ge- 
meinschaftsliste aufgeführten färbenden Stoffen zu- 
lassen, aufrechterhalten. 

2. Die Kommission hat den Wissenschaftlichen 
Lebensmittelausschuß um Stellungnahme ersucht, 
und zwar sowohl hinsichtlich der in der vorgenann- 
ten Richtlinie aufgeführten Stoffe als auch hinsicht- 
lich derjenigen, deren Aufnahme in das Verzeichnis 
beantragt ist. Infolge der Unzulänglichkeit der ver- 
fügbaren Daten, die für die toxikologische Beurtei- 
lung bestimmter färbender Stoffe notwendig wären, 
empfiehlt der Ausschuß, deren Verwendung in Le- 
bensmitteln als unzulässig zu betrachten. Die Kom- 
mission schlägt vor, geeignete Maßnahmen zu er- 
greifen, um dieser Stellungnahme nachzukommen. 

3. Demzufolge werden die in Absatz 1 aufgeführten 
färbenden Stoffe sowie die Nummern E 130, E 152 
und E 181 ab 1. Dezember 1976 von der Gemein- 
schaftsliste gestrichen. Falls weitere Untersuchungen 
neue Ergebnisse über gewisse färbende Stoffe erge- 
ben sollten, wird diese Entscheidung überprüft wer- 
den. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 12. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - Le 13/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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